
Schutz von vorerkrankten Schülerinnen und Schülern 

Grundsätzlich sind Schülerinnen und Schüler verpflichtet, am Präsenzunterricht 

teilzunehmen. Es gelten die allgemeinen Bestimmungen zur Schul- und Teilnahmepflicht. 

Für Schülerinnen und Schüler mit relevanten Vorerkrankungen finden die Bestimmungen 

über Erkrankungen (§ 43 Absatz 2 SchulG) mit folgender Maßgabe Anwendung: Die Eltern 

entscheiden, ob für ihr Kind eine gesundheitliche Gefährdung durch den Schulbesuch 

entstehen könnte. Die Rücksprache mit einer Ärztin oder einem Arzt wird empfohlen. In 

diesem Fall benachrichtigen die Eltern unverzüglich die Schule und teilen dies schriftlich mit. 

Entsprechende Pflichten gelten für volljährige Schülerinnen und Schüler. 

Die Eltern bzw. die betroffenen volljährigen Schülerinnen und Schüler müssen darlegen, dass 

für die Schülerin oder den Schüler wegen einer Vorerkrankung eine erhöhte 

Wahrscheinlichkeit für einen schweren Krankheitsverlauf im Falle einer Infektion mit dem 

Coronavirus SARS-CoV-2 besteht. Bei begründeten Zweifeln kann die Schule ein ärztliches 

Attest verlangen und in besonderen Fällen ein amtsärztliches Gutachten einholen. Besucht die 

Schülerin oder der Schüler die Schule voraussichtlich oder tatsächlich länger als sechs 

Wochen nicht, soll die Schule ein ärztliches Attest verlangen und in besonderen Fällen ein 

amtsärztliches Gutachten einholen. Für die Schülerin oder den Schüler entfällt lediglich die 

Verpflichtung zur Teilnahme am Präsenzunterricht. Sie oder er ist weiterhin dazu verpflichtet, 

daran mitzuarbeiten, dass die Aufgabe der Schule erfüllt und das Bildungsziel erreicht werden 

kann. Hierzu gehört auch der Distanzunterricht. Die Verpflichtung zur Teilnahme an 

Prüfungen bleibt bestehen. 

Schutz vorerkrankter Angehöriger, die mit Schülerinnen und Schülern in häuslicher 

Gemeinschaft leben  

Sofern eine Schülerin oder ein Schüler mit einem Angehörigen – insbesondere Eltern, 

Großeltern oder Geschwister – in häuslicher Gemeinschaft lebt und bei diesem Angehörigen 

eine relevante Erkrankung, bei der eine Infektion mit SARS-Cov-2 ein besonders hohes 

gesundheitliches Risiko darstellt, besteht, sind vorrangig Maßnahmen der 

Infektionsprävention innerhalb der häuslichen Gemeinschaft zum Schutz dieser Angehörigen 

zu treffen. 

Die Nichtteilnahme von Schülerinnen und Schülern am Präsenzunterricht kann zum Schutz 

ihrer Angehörigen nur in eng begrenzten besonderen Ausnahmefällen und nur vorübergehend 

in Betracht kommen. Dies setzt voraus, dass ein ärztliches Attest des betreffenden 

Angehörigen vorgelegt wird, aus dem sich die Corona-relevante Vorerkrankung, die konkret 

zu erwartenden Beeinträchtigungen und die Grundlage der attestierten ärztlichen 

Einschätzung ergeben (vgl. den oben angegebenen Beschluss des OVG NRW vom 24. 

September 2020). 

Eine Entbindung von der Teilnahme am Präsenzunterricht kommt vor allem dann in Betracht, 

wenn sich die oder der Angehörige aufgrund des individuellen Verlaufs ihrer oder seiner 

Vorerkrankung vorübergehend in einem Zustand erhöhter Vulnerabilität befindet. Die 

Verpflichtung der Schülerinnen und Schüler zur Teilnahme am Distanzunterricht und zur 

Teilnahme an Prüfungen bleibt bestehen. 

Diese Grundsätze gelten ebenso bei Anträgen auf Entbindung von der Teilnahme am 

Präsenzunterricht. 



Rückkehr von Schülerinnen und Schülern aus Risikogebieten/Schulpflicht 

Schülerinnen und Schülern müssen sich nach der Rückkehr aus Risikogebieten nach Maßgabe 

der jeweils geltenden Coronaeinreiseverordnung (vgl. zu der ab dem 7. Oktober 2020 

geltenden Fassung 

https://www.mags.nrw/sites/default/files/asset/document/201006_coronaeinrvo_ab_07.10.202

0_lesefassung.pdf) regelmäßig in Quarantäne begeben. Wenn sie dies missachten und 

dennoch zur Schule kommen, spricht die Schulleiterin oder der Schulleiter aufgrund des 

Hausrechts das Verbot aus, das Schulgelände zu betreten. Unabhängig von den rechtlichen 

Folgen stellt ein solches Verhalten einen schweren Verstoß gegen die Pflicht zur 

gegenseitigen Rücksichtnahme in der Schule dar. 

Wenn Schülerinnen und Schüler in Quarantäne sind, bleiben sie dem Unterricht aus 

Rechtsgründen fern. Dieser Umstand stellt daher keine Schulpflichtverletzung und keinen 

schulischen Pflichtenverstoß der Schülerin oder des Schülers dar. Das dem privaten 

Lebensbereich zuzurechnende Urlaubsverhalten ist durch schulrechtliche Maßnahmen 

(Bußgeldverfahren, Ordnungsmaßnahmen) nicht zu sanktionieren. 

Nach § 43 Absatz 2 SchulG müssen die Eltern bzw. die betroffenen volljährigen Schülerinnen 

und Schüler im Falle eines Schulversäumnisses die Schule unverzüglich benachrichtigen und 

schriftlich den Grund mitteilen. Bei begründeten Zweifeln, ob Unterricht aufgrund der 

Verpflichtung zur Einhaltung von Quarantänemaßnahmen versäumt wird, kann die Schule im 

Fall der gesetzlichen Quarantäne gemäß § 3 CoronaEinrVO von den Eltern Nachweise über 

die Reise in ein Risikogebiet verlangen und im Fall einer behördlich angeordneten 

Quarantäne im Wege der Amtshilfe gemäß § 5 Absatz 1 Nr. 3 Verwaltungsverfahrensgesetz 

NRW beim Gesundheitsamt Erkundigungen einziehen, ob und ggfls. welche Maßnahmen dort 

aufgrund des Infektionsschutzgesetzes oder aufgrund der nach dem Infektionsschutzgesetz 

erlassenen Bestimmungen getroffen worden sind. Für die Nachholung quarantänebedingt 

nicht erbrachter Leistungsnachweise (Klassenarbeiten, Klausuren) gelten die Bestimmungen 

der jeweiligen Ausbildungs- und Prüfungsordnung. 

Nach dem Aufenthalt in einem Risikogebiet und der Einreise nach Deutschland entfällt die 

Pflicht zur Quarantäne ab dem Zeitpunkt, ab dem Einreisende ein negatives Testergebnis 

nachweisen können. Hierfür gibt es aktuell zwei Möglichkeiten: 

 Nachweis eines negativen Testergebnisses bei der Einreise, das nicht älter als 48 

Stunden sein darf. Dieses ärztliche Zeugnis muss in deutscher oder in englischer 

Sprache verfasst sein. 

 Testung unverzüglich nach der Einreise (Testzentrum oder Hausarzt) 
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